Schulen und Kommunen sind für Ausbau – Hängepartie vom Kultusministerium
Schulsozialarbeit bleibt ein ungelöstes Problem

Schwalm-Eder. Die Zukunft der Schulsozialarbeit im Kreis bleibt ungeklärt. Immer noch ist fraglich, ob die neun derzeit im Landkreis tätigen Diplom-Sozialpädagogen weiterbeschäftigt werden können.
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Fest steht nur, dass deren Verträge im Herbst dieses Jahres auslaufen. Als völlig unbefriedigend und inakzeptabel bezeichnet Landrat Frank-Martin Neupärtl die derzeitige Situation.

Am Montag informiert er die Kreistagsabgeordneten über den aktuellen Sachstand. "Unsere Forderung ist klar: Die Schulsozialarbeit ist unverzichtbar und wir wollen bis spätestens Ostern eine Lösung."

Das heißt, Kultusministerin Dorothea Henzler (FDP) ist gefordert. Sie hatte die Verträge, die ihr Vorgänger Jürgen Banzer abgeschlossen hatte, auflösen lassen.

Die hessische Landesregierung hat sich aus der Drittel-Finanzierung (Land, Landkreis, Kommunen) zurückgezogen. Derzeit prüft das Schulamt, ob ein ähnliches Modell, wie es im Landkreis Hersfeld-Rotenburg praktiziert wird, auf den Schwalm-Eder-Kreis übertragen werden kann.

"Dieses Modell hat große Schwächen", sagt Neupärtl: 

· die Sozialarbeiter arbeiten auf zwei Lohnsteuerkarten, was zu hohen Abzügen führt.

· die Finanzierung erfolgt aus dem Budget des Lehrkraftkontingents, das heißt, die Verträge der Sozialarbeiter wären immer befristet. Denn: Die Schulgesamtkonferenzen müssten regelmäßig über eine Fortsetzung der Schulsozialarbeit entscheiden.

Waltraud Credé, Leitende Schulamtsdirektorin, bestätigte, dass man auf Grundlage des Hersfeld-Rotenburg-Modells eine Lösung anstrebt. Diesen Auftrag habe man von Henzler erhalten. Die Rahmenverträge mit den Sozialarbeitern sollten aber verbessert werden. Kritik am Modell kommt auch von den Schulsozialarbeitern. Die Kontinuität der Arbeit sei wichtig und so nicht gegeben.

Sozialarbeit: Bedarf ist größer

Schwalm-Eder. Tom Werner ist 43 Jahre alt und hat Familie. Seit November 2008 ist er an der Dr. Georg-August-Zinn-Schule in Gudensberg Schulsozialarbeiter. Aber wie lange er dies noch bleibt, weiß er nicht. Sein Vertrag wurde zum November dieses Jahres gekündigt. Das Land Hessen hatte sich aus der Drittelfinanzierung zurückgezogen.

Der Landkreis und die Kommunen setzen sich für eine Fortsetzung der Schulsozialarbeit ein. Zur Finanzierung fehlen dem Schulträger aber die 100 000 Euro vom Land Hessen. Im Schulamtsbezirk Schwalm-Eder und Waldeck-Frankenberg ist die Situation dieselbe. Die Kreisparlamente kritisieren auch die aktuelle Situation der Schulsozialarbeit.

„Aus Arbeitnehmersicht ist das überhaupt nicht tragbar.“

Tom Werner

Der Bedarf. Denn eigentlich sind die neun Diplom-Sozialpädagogen im Landkreis nur jeweils 25 Wochenstunden an den Schulen tätig. Zu wenig, meinen die Schulen. Der Bedarf ist deutlich höher: Die Stadt Gudensberg hat beispielsweise auf Bitten der Schulleitung die Stundenzahl auf 30 Wochenstunden erhöht. Volle Stellen seien dringend notwendig, sagte Schulleiter Karl-Adam Stiebeling.

Bebraer Modell. Das Kultusministerium lässt derzeit prüfen, inwieweit das Hersfeld-Rotenburger-Modell auf den Schwalm-Eder-Kreis übertragen werden kann. Danach würden die Schulen die Schulsozialarbeiter aus dem Topf der Lehrerversorgung unterhalten. Die Sozialpädagogen müssten dann auf zwei Lohnsteuerkarten arbeiten und bekämen nur Jahresverträge.

Bei den Schulen und den Sozialarbeitern ist der Widerstand gegen diese Lösung groß. „Aus Arbeitnehmersicht ist das überhaupt nicht tragbar“, sagt Tom Werner. Einige Kollegen müssten ihren Lebensunterhalt bereits jetzt mit einem Nebenjob finanzieren.

Die Verträge mit 25 Wochenstunden seien unzureichend. Der Verdienst liege für Berufseinsteiger bei 1000 Euro netto. Zu wenig für den Lebensunterhalt einer Familie.

Die Folgen. Gravierender seien die Folgen für den Erfolg der Arbeit: „Befristungen sind für die Schulsozialarbeit ein ungeeignetes System. Schulsozialarbeit muss langfristig angelegt sein“, sagt Tom Werner. Die Sozialarbeit basiere auf Vertrauen und darauf, Beziehungen zu den Schülern aufbauen.

Das Modell laufe dem Gedanken der Schulsozialarbeit völlig zuwider, sagt auch Volker Reimer. Der 47-Jährige ist Diplom-Sozialpädagoge an der Drei-Burgen-Schule in Felsberg. „Schulsozialarbeit geht über die Jugendhilfe hinaus. Sie richtet präventive Angebote an die gesamte Schulgemeinde und ist auch Landesaufgabe“, sagt Reimer.

Land ruiniert sich nicht

„Die Drittelfinanzierung ist goldrichtig“, so Reimer weiter. Er sehe auch nicht die Gefahr, dass sich das Land ruiniere, wenn alle Schulträger in Hessen in den Genuss einer Drittelfinanzierung kämen: „Wir reden nicht einmal von vollen Stellen.“ Das Land müsse nur ein Drittel einer 25-Stundenstelle bezahlen. Sollte die Sozialarbeit von der geplanten 105-prozentigen-Unterrichtsabdeckung bezahlt werden, stelle man die Sozialarbeiter in Konkurrenz zu den Lehrern. So wäre es den Schulen kaum möglich, den Unterricht zu gewährleisten. Und dass die Sozialarbeiter unterrichtsnahe Aufgaben übernehmen, sei nicht Sinn der Schulsozialarbeit. (ddd)

